Ausgabe A. 


Gefekblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 2 Ausgegeben Danzig, den 4. Januar 1933 
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do 


Verordnung 
betr. Aufhebung der Verordnung zur Anderung der Beſtimmungen über die Preſſe. 
Vom 24. 12. 1932. 


Auf Grund des Beſchluſſes des Volkstages vom 14. Dezember 1932 wird die Verordnung zur 
Anderung der Beſtimmungen über die Preſſe vom 27. September 1932 (G. Bl. S. 709) mit ſofortiger 
Wirkung aufgehoben. 

Danzig, den 24. Dezember 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Hinz 


3 Auf Grund der Rechtsverordnung des Senats vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) Kapitel I 
Abſchnitt 1 8 9 hat der Landesausſchuß für Arzte und Krankenkaſſen das Folgende beſchloſſen: 


Zulaſſungs ordnung 


Kapitel I 
Allgemeines 
8 1 
Im Sinne dieſer Zulaſſungsordnung bedeutet die Bezeichnung 

Kaſſen: 

die geſetzlichen Krankenkaſſen (S 225 der Reichsverſicherungsordnung); 
e (§ 406 der Reichsverſicherungsordnung) ſtehen den Kaſſen gleich. 

rate: 
diejenigen Arzte, die im Beſitze einer von der Freien Stadt Danzig anerkannten ärztlichen 
Approbation ſind. 

Zulaſſung: 


die Berechtigung zum Abſchluß eines Einzeldienſtvertrages. 
Kaſſenärzte: 


die Arzte, die einem Geſamtvertrage beigetreten ſind. 
Kaſſenpraxis: 


die kaſſenärztliche Tätigkeit im Zulaſſungsbezirke. 


8 2 
Zur Ausübung der Kaſſenpraxis ſind nur Kaſſenärzte berechtigt. Nicht zugelaſſene Arzte find, 
von dringenden Fällen abgeſehen, von der kaſſenärztlichen Tätigkeit ausgeſchloſſen. 


Sr, 


Ein Arzt, der zugelaſſen werden will, muß im Arztregiſter eingetragen fein. Eines beſonderen Zu⸗ 
laſſungsantrages bedarf es nicht. 


8 4 
Über Beginn, Ende und Ruhen der Zulaſſung wird in dem dafür vorgeſehenen Verfahren nach 
Maßgabe der Zulaſſungsgrundſätze entſchieden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 1. 1933.) 
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8 5 

(1) Die Zulaſſung wird vorbehaltlich des $ 18 Abſ. 4 mit dem Tage der Entſcheidung des Lan⸗ 
desausſchuſſes wirkſam. 

(2) Die Zulaſſung endigt: 

a) mit dem Tode des Arztes, 

b) mit dem dauernden Ausſchluß aus der Kaſſenpraxis, 

c) mit der Streichung des Arztes aus dem Arztregiſter ($ 11), 

d) mit dem Aufhören der Mitgliedſchaft zur Berufsvereinigung der Kale der Freien Stadt. 
Danzig. 

(3) Die Zulaſſung ruht, wenn der Landesausfchuß es beſchließt. Die Ruhenszeit muß in dem Be⸗ 
ſchluß feſtgeſetzt werden. Während dieſer Zeit darf Kaſſenpraxis nicht ausgeübt werden. 

(4) Das Ruhen der Zulaſſung kann auch beſchloſſen werden, wenn eine der in den SS 19 und 21 
enthaltenen Zulaſſungsvorausſetzungen nicht oder nicht mehr beſtehen. Das Gleiche gilt, wenn eine zu⸗ 
gelaſſene Arztin heiratet. 

(5) Der Antrag auf Ruhen der Zulaſſung oder auf dauernden Ausſchluß von der kaſſenärztlichen 
Tätigkeit kann von jeder Partei des Geſamtvertrages geſtellt werden. Der Antrag auf Ruhen der 
Zulaſſung kann auch vom Arzt ſelbſt geſtellt werden. 


Kapitel II 
Arztregiſter 
§ 6 

Das Arztregiſter wird bei dem Landesverſicherungsamt für das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig geführt unter Übernahme des Inhalts des bisher beim Landesverſicherungsamt auf Grund der 
Richtlinien über den allgemeinen Inhalt der Verträge zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten vom 12 8. 
Juli 1924 geführten Arztregiſters, bezüglich der bisher eingetragenen aber noch nicht oder nur 
befriſtet zugelaſſenen Arzte jedoch nur inſoweit, als dieſe Arzte die Vorausſetzungen auf Eintragung in 
das Arztregiſter gemäß dieſer Zulaſſungsordnung erfüllt haben. 


8 7 
(J) Die Eintragung in das Arztregiſter erfolgt auf Antrag des Arztes. 
(2) Die Eintragung iſt nur zuläſſig, wenn der Arzt Danziger Staatsangehöriger iſt, ſich im Be⸗ 
ſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und ſeit mindeſtens zwei Jahren ärztliche u, ausübt. 


s8 

(1) Der Antrag ($ 7 Abſ. 1) hat die Angabe der Perſonalien, des Tages der Approbation, des 
Tages, mit dem die praktiſche Tätigkeit als Arzt begonnen hat, und der Anſchrift des Arztes zu ent⸗ 
halten. Ferner iſt darin anzugeben, ob der Arzt die Kaſſenpraxis auf ein Fachgebiet beſchränken will. 

(2) Dem Antrag ſind beizufügen: f 

a) die Geburtsurkunde, 

b) die Approbationsurkunde, ; 

c) die Beſcheinigungen über die bisherige praktiſche kliniſche Tätigkeit und die ſonſtige praktiſche 
Tätigkeit als Arzt. 

(8) Falls der Arzt ſich im Arztregiſterbezirk 1 1 niedergelaſſen hat, iſt eine Beſcheinigung 
des zuſtändigen Medizinalbezirks über Ort und Dauer der Niederlaſſung beizufügen. 

(4) Falls der Arzt Schwerkriegsbeſchädigter oder Kriegsteilnehmer (8 24 Ziffer 1 und 3) iſt, find 
die Urkunden oder die ſonſtigen Beweismittel hierüber beizufügen. Das Gleiche gilt, wenn beſondere 
wirtſchaftliche Verhältniſſe geltend gemacht werden oder wenn die bevorzugte Zulaſſung als Ortsan⸗ 
ſäſſiger (S 24 Ziffer 4) oder im Wege des Praxistauſches ($ 18 Abſ. 4) beantragt wird. 

8 9 

(1) Auf Antrag eines Arztes oder einer Partei des Geſamt⸗ oder Mantelvertrages werden Tat- 
ſachen, die für die Zulaſſung oder ihr Ruhen von Bedeutung ſind, im Arztregiſter vermerkt. 

(2) Der Arzt iſt über den Antrag zu hören, falls er nicht ſelbſt den Vermerk beantragt hat. 
Die Eintragung des Vermerks oder die Ablehnung des un it dem Arzte und dem Antragſteller 
11 

i 8 10 > 

Im Arztregiſter iſt der Zeitpunkt der Eintragung anzugeben. Als Zeitpunkt der Eintragung gilt 

der Tag des Einganges des Eintragungsantrages, ſofern bei ſeiner Stellung die Vorausſetzungen für 
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die Eintragung nachgewieſen find, andernfalls der Tag, an dem dieſer Nachweis erbracht wird. Der 
Zeitpunkt der Eintragung beſtimmt die Reihenfolge im Arztregiſter. 


§ 11 
(1) Ein Arzt wird aus dem Arztregiſter geſtrichen, wenn er die Streichung beantragt. 
(2) Ein Arzt wird von Amts wegen geſtrichen, wenn 
1. er geſtorben iſt, 

2. er nach erfolgter Zulaſſung aus dem Arztregiſterbezirk verzieht, 

3. die Vorausſetzungen für die Eintragung (s 7) nicht oder nicht mehr gegeben ſind. 

(3) Ein Arzt wird auf Antrag einer Partei des Geſamtvertrages aus dem Arztregiſter ge⸗ 
ſtrichen, wenn 

1. er ohne wichtigen Grund den Abſchluß des Einzeldienſtvertrages oder die Aufnahme der Kaſ⸗ 
ſenpraxis ablehnt oder die Kaſſenpraxis ohne wichtigen Grund länger als drei Monate nicht 
ausübt, 

2. der dauernde Ausſchluß aus der Kaſſenpraxis rechtskräftig feſtſteht. 

(4) In den Fällen des Abſ. 2 Nr. 2 und 3 und des Abſ. 3 iſt der Arzt über den Antrag zu 
hören. In den Fällen des Abſ. 3 Nr. 2 darf die Wiedereintragung nicht vor dem Ablauf von fünf 
Jahren erfolgen. 

§ 12 


(1) Die Anträge zum Arztregiſter ſind ſchriftlich an das Landesverſicherungsamt zu richten. 
(2) Die Erledigung der Anträge zum Arztregiſter iſt gebührenfrei. 


d 8 13 f 
(1) Über die Anträge nach den SS 7, 9 und 11 entſcheidet der Leiter des Landesverſicherungs⸗ 
amts. Die Entſcheidung iſt dem Arzte ſowie der Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Dan⸗ 
zig und der Vereinigung der Krankenkaſſen im Gebiet der Freien Stadt Danzig durch eingeſchriebenen 
Brief oder gegen Empfangsſchein mitzuteilen. 
(2) Gegen die Entſcheidung können der Arzt und die Parteien des Geſamtvertrages binnen 
einer Woche nach der Mitteilung die Entſcheidung des Landesausſchuſſes anrufen. 


8 14 


Die Einſicht in das Arztregiſter iſt Arzten und Kaſſen ſowie deren Verbänden und Vereinigungen 
geſtattet. 


Kapitel III 
Verfahren 
§ 15 


Für die Entſcheidung in Zulaſſungsangelegenheiten iſt der Landesausſchuß für Arzte und Kran⸗ 
kenkaſſen zuſtändig. Seine Entſcheidungen ſind endgültig. f 


Kapitel IV 
Zulaſſungsgrundſätze 
i $ 16 
(1) Auf je 800 Kaſſenmitglieder wird ein Kaſſenarzt zugelaſſen. 
(2) Die Verhältniszahl wird zum Beginn eines jeden Kalenderjahres für den Arztregiſterbezirk 
berechnet und zwar unter Zugrundelegung des Jahresdurchſchnitts. 

(3) Der Berechnung der Verhältniszahl werden zu Grunde gelegt: 

die Mitgliederzahl der Kaſſen, die in dem Arztregiſterbezirk ihren Sitz haben, und 

die Zahl der Kaſſenärzte im Arztregiſterbezirk, ſoweit nicht S 26 Ziffer 3 ein anderes beſtimmt. 

Kaſſenärzte, deren Zulaſſung nicht ruht, werden nicht mitgezählt. 


8 17 

() Zulaſſungen erfolgen vorbehaltlich des $ 26 Ziffer 1, ſolange die Verhältniszahl nicht er⸗ 
reicht iſt. 

(2) Die Zahl der hiernach im Arztregiſterbezirk über den Erſatz ausgeſchiedener Kaſſenärzte 
hinaus zuzulaſſenden Arzte darf in einem Jahre nicht mehr als 10 vom Hundert der Kaſſenarztſtellen 
vom 1. Januar des gleichen Jahres betragen. Bruchteile bis einſchließlich 0,5 werden abgerundet, 
ſolche über 0,5 aufgerundet. ; 
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(3). Sind im Arztregiſterbezirk mehr Arzte zugelaſſen, als der Verhältniszahl entſpricht, fo darf, 
vorbehaltlich des $ 26 Ziffer 1 und 2, bis zur Erreichung dieſer Zahl nur jede dritte frei werdende 
Stelle beſetzt werden. 

8 18 

(1) Die Zulaſſung erfolgt für den Arztregiſterbezirk oder für einen Arztſitz. 

(2) Wer für den Arztregiſterbezirk zugelaſſen wird, bedarf für die Niederlaſſung an einem be⸗ 
ſetzten oder freien Arztſitz der beſonderen Zulaſſung durch den Landesausſchuß. 

(3) Wer für einen Arztſitz zugelaſſen iſt, bedarf für eine neue Niederlaſſung innerhalb des 
Arztregiſterbezirks der erneuten Zulaſſung durch den Landesausſchuß. 

(4) Bei gegenſeitigem Praxistauſch von Kaſſenärzten bedarf es nur dann einer erneuten Zulaſſung 
durch den Landesausſchuß, wenn einer oder beide der tauſchenden Arzte nur für einen beſtimmten Bezirk 
oder für einen Arztſitz zugelaſſen ſind. Die Zulaſſung wird erſt wirkſam, wenn der Tauſch voll⸗ 
zogen iſt. 

8 19 
Vorausſetzung der Zulaſſung 

(1) Vorausſetzung für die Zulaſſung iſt die Eintragung ins Arztregiſter ($ 3), die Mitgliedſchaft 
bei der Berufsvereinigung der Arzte der Freien Stadt Danzig ſowie eine dreijährige praktiſche kliniſche 
Tätigkeit als Aſſiſtenz⸗ oder Volontärarzt. 

(2) Auf die im Abſ. 1 beſtimmte Zeit kann eine Tätigkeit an einem ärztlich⸗wiſſenſchaftlichen In⸗ 
ſtitut bis zu einem Jahre, eine Tätigkeit bei der Danziger Auskunfts⸗ und Fürſorgeſtelle für Tuber⸗ 
kulöſe bis zu 1½ Jahren angerechnet werden. Die Vorausſetzung wird auch durch die Ausbildung 
als Facharzt erfüllt. Die Tätigkeit als Vertreter oder Aſſiſtent eines Kaſſenarztes iſt bis zu einem 
halben Jahre anzurechnen. 

(3) Für Arzte, die ſich vor dem 1. Oktober 1932 niedergelaſſen haben, jedoch die Bedingung der 
dreijährigen praktiſchen kliniſchen Tätigkeit als Aſſiſtenzarzt oder Volontärarzt nicht erfüllen oder nicht 
erfüllt haben, gilt eine Wartezeit von drei Jahren von der Niederlaſſung an, auf die eine e 
Aſſiſtentenzeit angerechnet wird. 

8 20 

(1) Wenn im Arztregiſterbezirk die Zahl der Fachärzte mehr als 40 vom Hundert der Kaſſen⸗ 
ärzte beträgt, können nur praktiſche Arzte zugelaſſen werden. Hierbei werden Fachärzte nicht gezählt, 
die das ſechzigſte Lebensjahr überſchritten haben. 

(2) Als Facharzt gilt, wer von der Berufsvereinigung der Arzte oder der Arztekammer als Fach⸗ 
arzt anerkannt iſt. 

§ 21 

(1) Arzte, gegen deren Zulaſſung ein in ihrer Perſon begründeter wichtiger Grund vorliegt, dürfen 
nicht zugelaſſen werden. 

(2) Arzte, die ein feſtes dienſtliches Einkommen von mindeſtens fünfhundert Gulden monatlich be⸗ 
ziehen (feſtbeſoldete Arzte), find in der Regel zur Kaſſenpraxis nicht neu zuzulaſſen; ihre Zulaſſung ſoll 
nur ſtattfinden, wenn dies zur ausreichenden ärztlichen Verſorgung der Verſicherten aa ihrer an⸗ 
ſpruchsberechtigten Familienangehörigen erforderlich erſcheint. 1 ö 

(3) Als feſtes dienſtliches Einkommen im Sinne des Abſ. 2 gilt auch Wartegeld ind Ruhe⸗ 
gehalt. Ein Einkommen aus Gutachtertätigkeit gilt als feſtes dienſtliches Einkommen nur, wenn ver⸗ 
einbarungsgemäß beſtimmte fortlaufende Bezüge gewährt werden. 


8 22 
(1) Verheiratete Ärztinnen dürfen nicht lediglich im Hinblick auf die Tatſache ihrer Verheiratung 
hinter anderen Arzten zurückgeſtellt werden. 
(2) Das Gleiche gilt für Arzte, die ſich als Homößopathen bezeichnen, wegen dieſer Bezeichnung. 
(3) Erklärt ein Mantelvertrag die Beſetzung eines Arztſitzes als vordringlich, jo muß dieſer Arzt⸗ 
ſitz zunächſt beſetzt werden. 
Ss 23 
Iſt unter mehreren Bewerbern die Auswahl zu treffen, ſo ſind alle für die Zulaſſung in Frage 
kommenden Umſtände gegeneinander abzuwägen. Hierbei iſt unbeſchadet des 8 18 Abſ. 4, des § 22 
Abſ. 3 und des $ 24 insbeſondere folgendes zu berückſichtigen: Zeit der Approbation, Zeit der Ein⸗ 
tragung in das Arztregiſter, Lebensalter, Niederlaſſungszeit im Bezirk, Ortsanſäſſigkeit ($S 24 Ziffer 4), 
Lage der Wohnung, Überlaſtung durch andere ärztliche Tätigkeit, längere Tätigkeit als Aſſiſtenzarzt 
oder ſonſtiger Nachweis einer beſonderen Ausbildung ſowie beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe. 


69 
8 24 
(1) Für die nach 8 23 zu treffende Auswahl gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Schwerkriegsbeſchädigte ſind bei ihrer erſten Zulaſſung zu bevorzugen. 

2. Arzte, die innerhalb des Arztregiſterbezirks mindeſtens zehn Jahre ununterbrochen entweder 
auf dem Lande oder mit der Beſchränkung auf einem beſtimmten Wohnſitz kaſſenärztliche 
Tätigkeit ausgeübt haben, ſind bei der Bewerbung um eine erneute Zulaſſung zu bevorzugen. 
Für die Eintragung eines entſprechenden Vermerks im Arztregiſter gilt § 9 entſprechend. 

3. Kriegsteilnehmer ſind bei ihrer erſten Zulaſſung zu bevorzugen. 

4. Ortsanſäſſige Arzte können bevorzugt zugelaſſen werden, wenn wichtige Gründe in der Perſon 
des Arztes dafür ſprechen. Als ortsanſäſſig in dieſem Sinne gelten ſolche Arzte, deren Eltern 
oder Pflegeeltern ſeit mindeſtens fünf Jahren am Orte der Niederlaſſung des Arztes oder in 
einer Nachbargemeinde wohnen, oder die ſich ſelbſt ſeit der gleichen Zeit dort aufhalten. 

5. Eine durch Ausſcheiden eines praktiſchen Arztes frei gewordene Stelle darf durch einen Fach⸗ 
arzt nur in beſonders begründeten Fällen beſetzt werden. Ein ſolcher Fall liegt insbeſondere 
dann vor, wenn ein Bedürfnis nach einem Facharzt beſteht. Beim Ausſcheiden eines pral- 
tiſchen Arztes, der den Bezirk eines Arztſitzes vorwiegend allein verſorgte, und deſſen unver⸗ 
züglicher Erſatz zur ärztlichen Verſorgung der Verſicherten und ihrer berechtigten Angehörigen 
notwendig iſt, muß für dieſen Bezirk wieder ein praktiſcher Arzt zugelaſſen werden. 

6. Beim Ausſcheiden eines Facharztes ſoll in der Regel ein Vertreter des gleichen Sonderfaches 
zugelaſſen werden. Er iſt zuzulaſſen, wenn ein Bedürfnis hierfür beſteht. 


(2) Die vorſtehend angegebene Reihenfolge iſt für die Bevorzugung in der Auswahl beſtimmend. 
Kapitel V 
Übergangs- und Schlußbeſtimmungen 
825 


(1) Die bisher auf Grund der Richtlinien über den allgemeinen Inhalt der Verträge zwiſchen 
Krankenkaſſen und Arzten vom 12./18. Juli 1924 (Abſchnitt III, Arztſyſtem) erfolgten Zulaſſungen 
gelten — vorbehaltlich der Vorſchriften in den Abſ. 2, 3 und 4 — als Zulaſſungen im Sinne dieſer 
Zulaſſungsordnung. 

(2) Beſchränkungen hinſichtlich des Wohnſitzes oder der Zulaſſungsdauer bleiben beſtehen. 

(3) Soweit befriſtete Zulaſſungen vorliegen, ſind Anträge auf weitere Zulaſſung bis zum 30. Juni 
1933 beim Landesausſchuß zu ſtellen. Dieſer hat bis ſpäteſtens 30. September 1933 darüber zu beſchließen; 
er kann dabei von den Vorſchriften dieſer Zulaſſungsordnung abweichen. Die Entſcheidung kann nur 
auf endgültige Zulaſſung oder Beendigung der Kaſſenpraxis nach Ablauf der Zulaſſungsfriſt ergehen. 
Vor der Entſcheidung bereits abgelaufene Zulaſſungsfriſten gelten bis zur Entſcheidung als verlängert. 

(4) Zulaſſungen von Ärzten mit einem Wohnſitz außerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig 
gelten mit dem Tage des Inkrafttretens dieſer Zulaſſungsordnung als aufgehoben. § 11 Abſ. 2 gilt 
entſprechend. 

8 26 


Für die Zulaſſung der Arzte, die am 1. Oktober 1932 drei Jahre approbiert und während dieſer 
Zeit dauernd ärztlich tätig waren, gelten folgende Ausnahmen: 

1. Sind dieſe Arzte als Kriegsbeſchädigte Rentenempfänger, ſo gelten für ihre erſte Zulaſſung 
die SS 16, 17, 23, 24 nicht. 

Das Gleiche gilt für die erſte Zulaſſung ſolcher Arzte, die vor dem 1. Oktober 1922 

approbiert find und ihre ärztliche Tätigkeit nicht oder nur vorübergehend unterbrochen haben. 

Haben ſie ſich niedergelaſſen, ſo können ſie nur dort zugelaſſen werden, wo ſie ſich am 1. Okto⸗ 
ber 1932 niedergelaſſen hatten. 

2. Iſt die Verhältniszahl unterſchritten, jo wird außer den nach §8 17 Abſ. 3 zuzulaſſenden 
Arzten jährlich ein Drittel der Arzte zugelaſſen, die am 1. Oktober 1932 in das Arztregiſter 
eingetragen, aber nicht zugelaſſen waren. Reſtzahlen werden aufgerundet. 

3. Bei der Berechnung der Verhältniszahl werden die Kaſſenärzte nicht gezählt, die in den 
letzten drei Jahren aus der Kaſſenpraxis ein Einkommen von weniger als eintauſendzweihun⸗ 
dertfünfzig Gulden jährlich hatten und entweder am 1. Oktober 1932 das fünfzigſte Le⸗ 
bensjahr vollendet haben oder ſeit dem 1. Oktober 1922 in dem gleichen Zulaſſungsbezirke 
ſich niedergelaſſen haben. K 
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4. Die in $ 19 Abſ. 1 feſtgeſetzte Vorausſetzung der dreijährigen praktiſchen kliniſchen Tä- 
tigkeit als Aſſiſtenz⸗ oder Volontärarzt gilt nicht. 
5. Die Reihenfolge der außerordentlichen Zulaſſung ſoll ſich, abweichend von § 23, in erſter 
Linie nach dem Approbationsalter beſtimmen. 


§ 27 
Dieſe Zulaſſungsordnung tritt mit dem 1. Januar 1933 in Kraft. Sie findet auf alle an dieſem 
Tage ſchwebenden Verfahren Anwendung. Mit dem gleichen Tage treten die Zulaſſungsvorſchriften 
in den Richtlinien über den allgemeinen Inhalt der Verträge zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten vom 
12. /18. Juli 1924 Abſchnitt III (Arztſyſtem) außer Kraft. 
Beſchloſſen in den Sitzungen des Landesausſchuſſes für Arzte und Krankenkaſſen am 12., 19., 
26. Oktober, 2., 9., 18., 23., 30 November, 7. und 21. Dezember 1932. 


Der Vorſitzende des Landesausſchuſſes für Arzte und Krankenkaſſen 
J. V.: Grentzenberg 


Der vorſtehenden Zulaſſungsordnung wird gemäß Kapitel I, Abſchnitt 1 § 9 Abſ. 4 der Rechts⸗ 
verordnung des Senats vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) zugeſtimmt. 
Danzig, den 30. Dezember 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinsti-Keijer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſepblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


